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Einspruch gegen die B26neu

Sehr geehrte Damen und Herren,

mit diesem Brief bringe ich meine Einwände gegen das Bauprojekt „Westumgehung / B26neu“ vor und beantrage, das Verfahren einzustellen.
1. Spezielle Belastungen für mich in meinem Wohnort Margetshöchheim

Auf der Staatsstraße 2300 wird der Verkehr nach Norden zur B26n zunehmen, da niemand im Bogen erst westlich zur Anschlusstelle Mädelhofen fährt und dann im Bogen zurück nach Osten. Aus Richtung Zellingen zur A81 ist es über Margetshöchheim nach wie vor kürzer, zur A3 nimmt man bereits jetzt von Zellingen aus andere Wege. Die Behauptung, dass die St 2300 entlastet würde, halte ich daher für falsch. 
Der Abschnitt Karlstadt - A3 ist nur als „weiterer Bedarf“ im Bundesverkehrswegeplan angemeldet. Daher ist zu erwarten , dass dieser 2. Teil der B26n eventuell gar nicht oder nur mit erheblicher Verzögerung von Jahren oder sogar Jahrzehnten gebaut wird. Das heißt, dass der Anschlussverkehr zum 1. Teilstück  im Maintal erfolgt, damit auch auf der Staatsstraße 2300, die durch Margetshöchheim führt. Dabei handelt es sich nicht nur um den regionalen Verkehr zu den Autobahnen, sondern um Transitverkehr. Das bedeutet ein deutlich erhöhtes Verkehrsaufkommen, besonders auch mit Schwerlastverkehr. Auch wenn das 2. Teilstücks gebaut wird,  ist bei Unfällen auf diesem 2. Teilstück  mit erhöhtem Verkehr auf der ST 2300 zu rechnen - mit Autobahn-Umleitungsverkehr.

Da ich nur .....   Meter von der Staatsstraße 2300 entfernt wohne, bedeutet das für mich eine zusätzliche Belastung durch Lärm, Abgase und Feinstäube. Besonders durch den Lärm sehe ich mich in meiner Gesundheit bedroht.

Durch diese Belastungen verliert  mein Haus ( Straße, Hausnummer) deutlich an Wert.

Um meine Arbeitskraft zu erhalten und für meine Gesundheit nutze ich viel die Möglichkeiten zur Naherholung in der Region für Spaziergänge und Radtouren. Die B26n zerschneidet auf neuen Trassen das ruhige, zusammenhängende Gebiet westlich von Leinach und verlärmt sie durch den Transitverkehr von etwa 38 000 KFZ. Auch durch die Abgasbelastung ist dort keine Erholung mehr möglich. Bei Laudenbach entwertet sie die dortigen Rastmöglichkeiten am Fahrradweg. Sie belastet die Wälder bei Zellingen durch Lärm und Abgase.
....

2. Allgemeine Ablehnung des Bauprojekts B26n
Begründung:  Das Bauprojekt steht im Gegensatz zur bayerischen Verfassung, die für die Bürger und für staatliche Stellen den Schutz der natürlichen Lebensgrundlagen und die Liebe zur bayerischen Heimat als Verfassungsziele festschreibt. Es steht im Widerspruch zu den Zielen des Landesentwicklungsplans.  Es steht im Gegensatz  zur international vereinbarten Biodiversitätsstrategie und zu Klimaschutz-Zielen der Bundesrepublik Deutschland.
Entlang der ganzen Trasse gefährdet die B26n  Wasserversorgungen, obwohl Unterfranken ein Wassermangelgebiet ist. Dabei werden auch die Trinkwasserversorgungen von Karlstadt und Würzburg gefährdet. Grundwasser und Trinkwasser sind aber elementare Lebensgrundlagen, die vorrangig geschützt werden müssen.
Obwohl die bayerische Staatsregierung die Gemeinden zur Reduzierung des Flächenverbrauchs aufruft, sollen hier neu etwa 1000 Hektar überbaut werden. 

Damit geht gutes Ackerland, Streuobst und Wald verloren, die Versorgung mit regionalen Nahrungsmitteln und Bio-Energie wird erschwert. 
(In der Biodiversitätsstrategie (S.50) wird erwartet, bzw. verlangt, dass der Flächenverbrauch bis 2020 auf 30 ha pro Tag sinkt, 2010 liegt er noch bei 100 ha pro Tag.) Die landwirtschaftliche Fläche ist in Unterfranken seit 1970 um 27 000h geschrumpft (Main-Post vom 5.2.2011)

Zur Biodiveritätsstrategie gehört der Stopp des Artenschwundes (formuliert 2007):

„Unser Ziel ist: Bis 2010 ist der Rückgang der Biodiversität gemäß dem EU-Ziel von Göteborg in Deutschland aufgehalten. Danach findet eine positive Trendentwicklung statt.“ (aus: „Biodiversitätstrategie“, S.26)

Laut Aussage des Bundesvorsitzenden des Bund Naturschutzes in Deutschland, Herrn Dr. Hubert Weiger, gehört die Trasse der zukünftigen B26n zu den artenreichsten Gegenden in Mitteleuropa. In der UVS zur B26n fanden sich viele Hinweise auf Vorkommnisse von stark gefährdeten Arten der deutschen und bayrischen Roten Listen, darunter auch Arten, deren Bestand vom Aussterben bedroht ist. Diese Arten werden durch die B26n durch Flächenverlust und Flächenentwertung und durch die Zerschneidung ihrer Lebensräume und Wanderrouten weiter gefährdet.
Zu den Klimaschutzzielen, die die Verminderung des CO2 - Ausstoßes verlangen, gehört die  Reduzierung des KFZ-Verkehrs. So heißt es vom Umweltbundesamt in der „Strategie für einen nachhaltigen Güterverkehr“: „Pro Tonnenkilometer stoßen Binnenschiff und Bahn durchschnittlich zwei Drittel weniger Kohlendioxid als ein Lkw aus...Das Umweltbundesamt schätzt die Verlagerungspotenziale von der Straße auf die Schiene bis zum Jahr 2025 zwischen bestimmten Regionen auf 25 bis 40 Prozent des Straßengüterverkehrsaufkommens. Um diese zu erschließen müssen sich die politischen Rahmenbedingungen verändern. Die jahrzehntelange Konzentration der Verkehrspolitik auf den Straßenausbau und der parallel dazu vorangetriebene Rückbau von Schienen- und Gleisanschlüssen sind in Deutschland wesentliche Gründe dafür, dass der Gütertransport mit der Bahn häufig nicht konkurrenzfähig ist.“ 
Und im Landesentwicklungsplan heißt es zum Personenverkehr: „Die Bewältigung des steigenden Gesamtverkehrsaufkommens erfordert eine stärkere Inanspruchnahme aller Verkehrsträger, insbesondere des öffentlichen Personennahverkehrs (ÖPNV). Die Verlagerung vom motorisierten Individualverkehr auf den ÖPNV soll dabei durch entsprechende Anreize bei Qualität und Quantität auf freiwilliger Basis erfolgen. Das Angebot an ÖPNV-Verkehrsleistung muss überzeugen, auch im grenzüberschreitenden Verkehr.“

Außerdem wird die Vernetzung der verschiedenen Verkehrsträger verlangt, wozu es im Raum Würzburg mit den vielen Bahnlinien viele Möglichkeiten gibt. Aber in der Planung der B26neu ist dazu nichts zu finden.
Aus den oben genannten Gründen sehe ich es als meine Pflicht an, die Bundesregierung und die Staatsregierung an ihre eigenen guten und ehrgeizigen Ziele zu erinnern. Ich erhebe Einspruch gegen ein Bauprojekt, das viele gute Vorsätze und Ziele in weite Ferne rücken lässt, viel Natur zerstören wird  und viel Geld kosten wird.
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